




Welcher Bürgermeister traut sich schon,
den motorisierten Individualverkehr in
der Stadt zu begrenzen? „Dann fahren die
Menschen aus dem Umland doch zur
Nachbarstadt einkaufen“, denken sich die
meisten. Das wäre schlecht für den Ein-
zelhandel, schlecht für die Wirtschafts-
lage, schlecht für den Arbeitsmarkt. Mit
der gleichen Begründung werden weite-
re Grünflächen für Gewerbe und Einfa-
milienhäuser erschlossen. So sollen die
wichtigste kommunale Steuereinnahme,
die Gewerbesteuer und die zweitwich-
tigste Einnahme, der kommunale Anteil
an der Einkommenssteuer, gebunden und
die Abwanderung ins Umland verhindert
werden. Dies geschieht mit der Rechtfer-
tigung: „Wenn wir das nicht anbieten,
macht es die Nachbargemeinde.“ Die
lockt ohnehin mit Dumping-Preisen für
Grundstücke und niedrigeren Gewerbe-
steuern.
Wohnen
Eine Möglichkeit, die Kommunen aus
ihrem Wettbewerbsdilemma zu befreien,
wäre die Inkraftsetzung eines Flächen-
moratoriums. Es handelt sich dabei um
eine bundesweit zu beachtende ordnungs-
rechtliche Vorgabe, die besagt, dass zu-
sätzliche Wohn- und Gewerbeflächen nur
im Maße eines Bevölkerungszuwachses
geschaffen werden. Bei stagnierender Be-
völkerung gibt das Moratorium bis auf
Weiteres vor, dass die Wohn- und Ge-
werbefläche in Deutschlands Städten
nicht zunimmt. Das würde Neubauten in
wachsenden Städten zwar nicht aus-
schließen, jedoch nur bei gleichzeitigem
Rückbau an selber oder anderer Stelle
gestattet. Der Staat setzt also einen Ord-
nungsrahmen, mit dem innerhalb der
Grenzen kreativ umgegangen werden
kann.
Ein Flächenmoratorium ist wichtig,
um Expansion und Verschwendung zu
begrenzen. Inzwischen wissen zwar sehr
viele Bundesbürger etwas mit dem Be-
griff „KfW-CO2-Gebäudesanierung“ an-
zufangen. Allenthalben werden für jeder-
mann deutlich sichtbar Gebäudehüllen
isoliert und Fenster ausgetauscht. Und
tatsächlich ging der Energieverbrauch pro
Quadratmeter zwischen 1995 und 2005
bundesweit um gut neun Prozent zurück.
Ein toller Erfolg, der jedoch durch die
beständige Zunahme der genutzten
Wohnfläche – 13 Prozent im gleichen
Zeitraum – mitnichten zu einem Rück-
gang des absoluten Energieverbrauchs
führte. Im Wesentlichen sind zwei Ent-
wicklungen für den zunehmenden Wohn-
flächenbedarf verantwortlich. Erstens der
Trend zu Single-Haushalten; zweitens
wohnen Eltern in überdimensionierten
Häusern, weil die Kinder ausgezogen
sind.1 Auch langfristig sinkt daher vor-
aussichtlich der Energiebedarf pro Kopf
nur leicht, weil die Wohnfläche expan-
diert. Es ist mehr als fragwürdig, ob so
die anvisierte Verbrauchsminderung von
80 Prozent bis 2050 erreicht werden
kann.
Wie würden die Entscheidungsträger
vor Ort ein Moratorium zur Flächenbe-
grenzung aufnehmen, wenn sie wissen,
dass die Nachbargemeinde oder die kon-
kurrierende Stadt vor dem gleichen Pro-
blem stünde? Wenn sichergestellt wäre,
Interkommunaler Wettbewerb und Klimaschutz
Kommunen im „Abwärtswettlauf“
Es ist allgemein bekannt, dass auch umsichtigen Bürgern der verantwortungsvolle Umgang mit Ressourcen schwer
fällt. Schließlich wird allenthalben vom größer, weiter, schneller, schwerer und stärker geschwärmt. Doch nicht nur
Individuen, sondern auch Unternehmen und selbst Städte und Gemeinden können sich selten überwinden, eine Vor-
bildfunktion in Sachen Nachhaltigkeit einzunehmen. Zu groß scheint das Risiko, die Nachbargemeinde werde die
Schwäche für den eigenen Vorteil nutzen.
Michael Kopatz
Foto: Petra Bork / pixelio.de





dass der interkommunale Wettbewerb um
Masse ausgehebelt wäre? Vermutlich
werden sich die Stadtplaner verstärkt um
neue, alternative und attraktive Wohnfor-
men bemühen. Brachflächen werden sa-
niert. Fehlentwicklungen wie das „Aus-
fransen“ der Städte und autofahrerfreund-
liche Einzelhandelsflächen am Stadtrand
werden gebremst. Im Idealfall werden die
Innenstädte und Stadtteilzentren attrak-
tiver und belebter.
Alt gegen neu
Freilich werden junge Familien sich nach
wie vor nach einem Eigenheim sehnen.
Wie soll das möglich sein, wenn jetzt
nicht mehr neu gebaut werden darf?
Grundsätzlich ist ja genug Platz vorhan-
den. Ein Limit für Neubau ist für die kom-
munalen Akteure Ansporn, Maßnahmen
und Konzepte zu entwickeln, um Men-
schen zum „Freizug“ übergroßer Woh-
nungen und Häuser zu ermuntern. Denk-
bar wären Informationskampagnen, Bo-
nussysteme, z. B. ein (teilweiser oder
kompletter) Erlass der Grunderwerbs-
steuer für die neue Wohnung, wenn die-
se um einen Mindestprozentsatz kleiner
ist, Angebote alternativer Wohnformen
wie Mehrgenerationenwohnen und vie-
les mehr.
Verkehr
In ihrem zerstörerischen Wettstreit schre-
cken die Städte und Gemeinden auch
nicht vor dem Aus- und Neubau von Stra-
ßen und Flughäfen zurück. Jeder Ent-
scheidungsträger ist sich zwar durchaus
bewusst, dass der zunehmende Flugver-
kehr die globale Erwärmung beschleunigt
und ganze Landstriche „verlärmt“. Aber
das Risiko, durch Unterlassen den An-
schluss zu verpassen, scheint zu groß.
Straßenbaumoratorium
Und so geht es munter weiter mit dem
automobilistischen Größenwahn unserer
Gesellschaft: Als gäbe es keine Debatte
um Klimaschutz und Ressourcengerech-
tigkeit, weist der Bundesverkehrswege-
plan den Bau weiterer 1.900 Kilometer
Autobahnen, die Erweiterung von 2.200
Kilometern Autobahnen sowie den Aus-
und Neubau von 5.500 Kilometern Bun-
desstraßen aus.2 Wird es denn nie genug
sein? Es ist ein Rennen, bei dem die Städ-
te und Gemeinden am Ende nur verlie-
ren können. Es sei denn, sie treffen inter-
kommunale Absprachen oder die bundes-
politischen Rahmenbedingungen ändern
sich.
Geeignet wäre dazu ein Straßenbau-
moratorium. Wie eine gleichnamige
Bundestagspetition vorrechnet, sei schon
jetzt ein gewaltiger Sanierungsstau auf-
gelaufen. Mit jeder weiteren Straße stie-
gen die Unterhaltungskosten.3 Das Mora-
torium würde auch die Finanzhaushalte
der Kommunen entlasten. Denn allen
Klagen über klamme Kassen zum Trotz
werden allerorten noch Gelder für Erwei-
terungs- und Umgehungstraßen einge-
stellt. Und dies, obwohl die öffentlichen
Haushalte schon jetzt kaum in der Lage
sind, die Bestandsstraßen und Brücken
in einem verkehrssicheren Zustand zu
erhalten.
Fliegen
Um der eigenen Wirtschaftsregion einen
Wettbewerbsvorteil zu verschaffen, ha-
ben zahlreiche Kommunen hohe Sum-
men in Regionalflughäfen investiert.4 Die
meisten müssen jährlich mit Millionen-
beträgen zulasten des Kommunalhaus-
halts bezuschusst werden. Die Billig-
fluglinien spielen die Wettbewerber ge-
geneinander aus, um mit Dumpingprei-
sen Kunden zu locken. Im Ergebnis hat
die rasante Zunahme des Flugverkehrs
alle anderen Einsparerfolge im Pkw-Be-
reich überkompensiert.
Notwendig ist daher die Einführung
von Limits für Starts und Landungen auf
Flughäfen. Möglich wäre auch die Limi-
tierung der Passagierzahlen pro Flugha-
fen. Ziel wäre zunächst, den Flugverkehr
auf das gegenwärtige Niveau zu begrenz-
en. Da die Flieger zugleich immer effizi-
enter werden, gingen die extrem klima-
wirksamen Treibhausgase zurück. Wer
Arbeitsplätze in Gefahr sieht, sollte be-
denken: Der Ausbau des ÖPNV schafft
wesentlich mehr Beschäftigung und zwar
zukunftsfähig.
Tempo 30
Der interkommunale Wettbewerb ist das
zentrale Hemmnis für ein generelles Tem-
polimit von 30 Kilometern pro Stunde in-
nerhalb geschlossener Ortschaften. Kein
Stadtrat wagt den ersten Schritt, obgleich
die Faktenlagen erdrückend eindeutig ist:
Die Sicherheit erhöht sich schon allein
dadurch drastisch, dass sich der Brems-
weg fast halbiert – lebensrettende Meter
in einer Gefahrensituation.5
Die Zahl der Radfahrer nimmt zu – im
britischen Bristol zum Beispiel um zwölf
Prozent, weil sich ihr Sicherheitsgefühl
erhöht.6 Der Verkehr wird flüssiger und
Beschleunigungs- und Bremsvorgänge
verringern sich. Das mindert deutlich die
Abgas- und Lärmemissionen. Der Lärm
reduziert sich um subjektiv bis zu 50 Pro-
zent.7 Weniger Schadstoffe, Lärm und
mehr Radfahrer, all dies ist gut für die
Gesundheit.Und da die Durchschnittsge-
schwindigkeit etwa in Berlin ohnehin
unter 30km/h liegt,8 kommen die Städter
fast genauso schnell ans Ziel.9
Das Argument, jede Kommune könne
doch selbst bestimmen, wo Tempo 30-
Zonen und -Straßen liegen sollen, ist
wohlfeil. Denn die bürokratischen Hür-
den sind enorm zeitaufwendig. Viel ein-
facher ist es, wenn sich die Ausgangs-
situation umdreht und für ausgewählte
Straßen Tempo 50 zugelassen werden
muss. Dass der Vorschlag nicht abwegig
ist, zeigte die österreichische Stadt Graz
schon vor 20 Jahren. Hier waren zu An-
fang des Großprojektes erst rund 40 Pro-
zent der Bevölkerung vom generellen
Tempo 30 überzeugt, was sich dann nach
vier Jahren auf rund 80 Prozent erweiter-
te.
I will, if you will
Auf solche Vorschläge mögen liberale
Bürgerinnen und Bürger entgegnen, das
sei staatsautoritär. Hier winken Planwirt-
schaft und Sozialismus. Es sei Kennzei-
chen der individuellen Freiheit und läge
im persönlichen Ermessen, etwa über die
Größe des Pkws selbst zu bestimmen.
Vertreter dieser liberalen Argumenta-
tionslinie stützen sich auf Artikel 2 des
Grundgesetztes: „Jeder hat das Recht auf
die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit,
soweit er nicht die Rechte anderer ver-
letzt.“ Doch wer die Verfassung ernst
Einführung ins Thema
Zu den im nebenstehenden Beitrag an-
gesprochenen Feldern „Klima“ und
„Verkehr“ empfehlen wir als Grund-
lagenartikel die entsprechenden Kapi-
tel in unserem AKP-Nachschlagewerk
„Stadt Land grün – Handbuch für al-
ternative Kommunalpolitik“.
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nimmt, beachtet auch die Freiheitsrechte
der zukünftigen Generationen.
Die Einschränkung von Freiheit prägt
schon heute unseren Lebensalltag. Die
gesetzlichen Arbeitslosen-, Renten- und
Krankenversicherungen – ja selbst die
Anschnallpflicht – sind letztlich eine
Zwangsbeglückung. Doch gerade das
Zwangssystem macht die Ausübung von
Freiheitsrechten erst möglich. Erst wenn
Ernährung, Obdach, Kleidung und Ge-
sundheit gewährleistet sind, ist Raum vor-
handen für Bildung, Kultur und Gemein-
schaft.
Zu derselben Einsicht werden wir auch
beim Missbrauch von Gemeinschafts-
gütern zu gelangen haben. Absolute
Grenzen für Ressourcenverbrauch und
CO2-Ausstoß sind geradezu zwingend
notwendig, wenn man den Freiheits-
grundsatz zu Ende denkt. Die Einsicht in
die Notwendigkeit ist nicht eine Behin-
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